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Einkommensrunde 2025 mit Bund und Kommunen – Redaktionsverhand-
lungen abgeschlossen

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

die Redaktionsverhandlungen mit Bund und Kommunen in der Einkommensrunde 2025 sind 
abgeschlossen. Die Formulierung der Änderungstarifverträge zur Umsetzung der Tarifeini-
gung vom 6. April 2025 war teilweise kontrovers. Im Rahmen der Redaktion waren mehrere 
Verhandlungsrunden erforderlich. Nun werden die letzten Änderungen in den Tarifverträgen 
vorgenommen und das Unterschriftsverfahren zeitnah eingeleitet. Die Änderungstarifver-
träge werden nach Unterzeichnung mit einem gesonderten Rundschreiben versandt. 

Über die zentralen Ergebnisse der Einkommensrunde haben wir bereits mit Rundschreiben 
vom 6. April 2025 ausführlich berichtet. Die Details der Umsetzung stehen nun fest. Es wurde 
eine Erklärungsfrist bis zum 28. Juli 2025 vereinbart. 

Entgelterhöhungen 

Die Tabellenentgelte werden – einschließlich der individuellen Zwischen- und Endstufen und 
der Entgeltgruppen 2Ü und 15Ü – wie folgt erhöht: 

- rückwirkend zum 1. April 2025 um 3 %, mindestens aber 110 Euro 
- ab dem 1. Mai 2026 um weitere 2,8 % 
- Laufzeit: 27 Monate bis zum 31. März 2027 

Im Bereich Fleischuntersuchung werden die Stundenentgelte, sonstigen Entgeltbestand-
teile, Vergütungen und die Begrenzung der Entgeltsummen rückwirkend zum 1. April 2025 
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um 3,11 % und zum 1. Mai 2026 um 2,8 % erhöht. 

Entlastung der Beschäftigten 

Zusätzlicher freier Tag 
Ab dem Jahr 2027 wird es einen zusätzlichen Urlaubstag für alle Beschäftigten, Auszubil-
denden, Studierenden, Praktikantinnen und Praktikanten geben. 

Jahressonderzahlung und Umwandlungstage 
Die Beträge der Jahressonderzahlung werden ab dem Jahr 2026 erhöht. Gleichzeitig wird 
die Möglichkeit geschaffen, diese in zusätzliche freie Tage umzuwandeln. 

Erhöhung der Jahressonderzahlung 
Bund: EG 1 bis 8: von 90 auf 95 % 

EG 9a bis 12: von 80 auf 90 % 
EG 13 bis 15: von 60 auf 75 % 

VKA: 85 % in allen EG 
90 % in den EG 1 bis 8 (P 5 bis P 8, S 2 bis S 9) in den Bereichen BT-K und BT-B 

Zeit-statt-Geld-Wahlmodell beim Bund 
Beschäftigte haben ab dem Jahr 2026 die Möglichkeit, einen Teil ihrer Jahressonderzahlung 
in bis zu drei zusätzliche freie Tage einzutauschen. Die Anzahl der Tauschtage darf jedoch 
die Anzahl der wöchentlichen Arbeitstage nicht übersteigen. Voraussetzung der Inanspruch-
nahme des Wahlmodells ist, dass im laufenden Kalenderjahr ein Anspruch auf mindestens 
fünf Zwölftel der Jahressonderzahlung besteht. Wer Tauschtage in Anspruch nehmen will, 
muss dies bis zum 1. September eines Kalenderjahres unter Angabe der Anzahl der ge-
wünschten vollen Freistellungstage in Textform vom Arbeitgeber verlangen. 

Die Jahressonderzahlung wird dann um den Betrag vermindert, der dem Wert der Tausch-
tage entspricht. Die Berechnung des Werts eines Tauschtages erfolgt auf Stundenbasis (§ 
24 Abs. 3 Satz 3 TVöD). Dafür wird die individuelle wöchentliche Arbeitszeit durch die Anzahl 
der vereinbarten Arbeitstage pro Woche geteilt. Die so ermittelte Stundenanzahl pro Tag 
wird dann mit der erklärten Anzahl der Tauschtage und dem Stundenentgelt multipliziert. 
Das Stundenentgelt wird ermittelt, indem das durchschnittliche monatliche Entgelt durch das 
4,348-fache der vereinbarten wöchentlichen Arbeitszeit geteilt wird.  

Die erklärten Tauschtage können dann im auf die Umwandlung folgenden Kalenderjahr in 
Anspruch genommen werden. Die Wünsche der / des Beschäftigten sind bei der zeitlichen 
Festlegung der Freistellung zu berücksichtigen, wenn keine dringenden dienstlichen oder 
betrieblichen Gründe entgegenstehen. Die Freistellung kann nur für volle Tauschtage erfol-
gen. Während der Inanspruchnahme wird für jeden Tauschtag Entgelt in dem Umfang ge-
zahlt, in dem die Jahressonderzahlung je erklärtem Tauschtag vermindert wurde.  

Kann ein bereits bewilligter Tauschtag wegen einer unverzüglich angezeigten und durch 
ärztliches Attest nachgewiesenen Arbeitsunfähigkeit oder eines aus dringenden dienstlichen 
oder betrieblichen Gründen ausnahmsweise erfolgten Widerrufs nicht genommen werden, 
ist dem Wunsch der / des Beschäftigten nach Verlegung innerhalb des Inanspruchnahme-
zeitraums zu entsprechen, wenn dies mit dienstlichen Erfordernissen vereinbar ist.  

Tauschtage verfallen, wenn sie nicht innerhalb des Inanspruchnahmezeitraums genommen 
werden. Es entsteht ein finanzieller Ausgleichsanspruch in Höhe des Wertes des nicht ge-
nommenen Tauschtags. Die Auszahlung erfolgt bis spätestens 31. März des Jahres, das auf 
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den Inanspruchnahmezeitraum folgt. 

Teilweise Umwandlung der Jahressonderzahlung im Bereich der VKA 
Für den Bereich der VKA wurde ein leicht abweichendes Umwandlungsmodell vereinbart. 
Beschäftigte, die unter die Besonderen Teile Verwaltung (BT-V), Sparkassen (BT-S), Flug-
häfen (BT-F) und Entsorgung (BT-E) fallen, können bis zum 1. September des jeweils lau-
fenden Jahres in Textform geltend machen, einen Teil ihrer Jahressonderzahlung bezie-
hungsweise des garantierten Anteils der Sparkassensonderzahlung in bis zu drei freie Tage 
im darauffolgenden Jahr umzuwandeln, für die das Entgelt gemäß § 21 TVöD fortgezahlt 
wird. Im Geltungsbereich der Besonderen Teile Krankenhäuser (BT-K) sowie Pflege- und 
Betreuungseinrichtungen (BT-B) ist eine Umwandlung nicht möglich. Als Kompensation wird 
die oben genannte erhöhte Jahressonderzahlung gewährt.  

Die Berechnung des Werts eines Tauschtages erfolgt wie im Bundesmodell auf Stundenba-
sis. Wenn der Gesamtwert der Tauschtage die Höhe der Jahressonderzahlung im Jahr der 
Beantragung übersteigt, vermindert sich die geltend gemachte Anzahl an Tauschtagen, bis 
die Höhe der Jahressonderzahlung zur Gewährung voller Tauschtage ausreicht. 

Die Tauschtage müssen in dem Kalenderjahr gewährt werden, das auf die Antragstellung 
folgt. Bei der Festlegung der Tage sind die Wünsche der / des Beschäftigten zu berücksich-
tigen, sofern keine dringenden dienstlichen oder betrieblichen Gründe entgegenstehen. Die 
Wünsche zur zeitlichen Lage der Tauschtage sollen dem Arbeitgeber spätestens vier Wo-
chen vor der geplanten Inanspruchnahme mitgeteilt werden.   

Tauschtage, die nicht innerhalb des Inanspruchnahmezeitraums genommen werden, verfal-
len. Eine finanzielle Abgeltung findet nicht statt. Können bewilligte Tauschtage wegen einer 
unverzüglich angezeigten und durch ärztliches Attest nachgewiesenen Arbeitsunfähigkeit 
oder wegen der Geltendmachung dringender dienstlicher oder betrieblicher Gründe durch 
den Arbeitgeber an den entsprechenden Tagen nicht in Anspruch genommen werden und 
kann während des Inanspruchnahmezeitraums keine Ersatzfreistellung erfolgen, besteht für 
diese Tauschtage ein Ausgleichsanspruch in Geld.  

Schicht- und Wechselschichtzulagen 
Die Zulage für ständige Schichtarbeit wird ab dem 1. Juli 2025 von 40 Euro auf 100 Euro 
monatlich erhöht werden. Die Zulage für ständige Wechselschichtarbeit wird ebenfalls ab 
dem 1. Juli 2025 von 105 Euro auf 200 Euro steigen, im Bereich der Krankenhäuser, Pflege- 
und Betreuungseinrichtungen von 155 Euro auf 250 Euro. 

Die Zulage für nicht ständige Schichtarbeit erhöht sich ab dem 1. Juli 2025 von 0,24 Euro 
auf 0,59 Euro, im Bereich BT-K auf 0,60 Euro (für Beschäftigte von Mitgliedern des Kommu-
nalen Arbeitgeberverbands Baden-Württemberg verbleibt es aufgrund der abweichenden 
Arbeitszeitregelung bei 0,59 Euro). Die Zulage für nicht ständige Wechselschichtarbeit er-
höht sich von 0,63 Euro auf 1,18 Euro, im Bereich BT-K von 0,93 Euro auf 1,49 Euro und im 
Bereich BT-K in Baden-Württemberg sowie im Bereich BT-B von 0,93 Euro auf 1,47 Euro. 

Ab dem Jahr 2027 werden diese Zulagen dynamisiert und erhöhen sich bei allgemeinen 
Entgeltanpassungen um den von den Tarifvertragsparteien vereinbarten Prozentsatz.  

Arbeitszeitsouveränität 
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Langzeitkonto 
Auf betrieblicher Ebene kann ab dem 1. Juli 2025 durch Betriebs- oder Dienstvereinbarung 
in allen Bereichen ein Langzeitkonto vereinbart werden. Das eingebrachte Wertguthaben 
kann zum Beispiel für Sabbaticals, eine Verringerung der Arbeitszeit nach Teilzeit- und Be-
fristungsgesetz, Freistellungen für Kinderbetreuungen und Pflege verwendet werden. Die 
Ausgestaltung erfolgt durch Betriebsvereinbarung oder einvernehmliche Dienstvereinba-
rung.  

Gleitzeit 
Die Regelungen zur Gleitzeit werden ab dem 1. Juli 2025 genauer gefasst. Arbeitgeber und 
Beschäftigte wirken gemeinsam darauf hin, dass Gleitzeitkonten in den vereinbarten Gren-
zen bleiben. Es soll frühzeitig von der Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, Überstunden 
anzuordnen. Wenn ein Langzeitkonto eingerichtet ist, kann auch eine Übertragung von Plus-
stunden auf dieses Konto erfolgen.  

Freiwillige Verlängerung der Arbeitszeit mit Zulagen 
Beschäftigte und Arbeitgeber können – für beide Seiten freiwillig – in Textform vereinbaren, 
dass ab dem Jahr 2026 die wöchentliche Arbeitszeit auf bis zu 42 Stunden erhöht wird. Das 
kann für einen Zeitraum von bis zu 18 Monaten vereinbart werden. Verlängerungen sind 
möglich und sind ebenfalls auf jeweils maximal 18 Monate zu befristen. Die erstmalige Ver-
einbarung kann frühestens nach Ablauf der Probezeit erfolgen, bei Übernahme von Auszu-
bildenden oder dual Studierenden nicht bereits mit Beginn des Arbeitsverhältnisses. Die Ver-
einbarung kann aus wichtigem Grund in Textform mit Frist von vier Wochen zum Monats-
ende gekündigt werden. Die Beschäftigten erhalten dann das entsprechend erhöhte Entgelt, 
entsprechend erhöhte sonstige Entgeltbestandteile und einen Zuschlag für jede Erhöhungs-
stunde. Der Zuschlag beträgt: 

- in den Entgeltgruppen 1 bis 9b: 25 %  
- in den Entgeltgruppen 9c bis 15: 10 %  

des Stundenentgelts der Stufe 3 der jeweiligen Entgeltgruppe. Der Zuschlag wird als verste-
tigtes Entgelt in Monatsbeträgen gezahlt. Dabei sind die vereinbarten wöchentlichen Erhö-
hungsstunden mit dem Faktor 4,348 und anschließend mit dem jeweiligen Zuschlag zu mul-
tiplizieren. 

Sonderkündigungsrecht für bestimmte Neuregelungen zur Arbeitszeit 
Die Regelungen zur freiwilligen Verlängerung der Arbeitszeit, zum zusätzlichen Urlaubstag 
ab 2027 sowie zur Möglichkeit der Umwandlung der Jahressonderzahlung (inklusive der fünf 
Prozentpunkte Kompensation im Bereich BT-K und BT-B) können gemeinsam frühestens 
zum 31. Dezember 2029 gekündigt werden. Auf laufende Vereinbarungen zur Verlängerung 
der Arbeitszeit sowie auf bereits verlangte beziehungsweise geltend gemachte Tauschtage 
hat eine Kündigung keinen Einfluss. Anfang 2029 sollen diese neu eingeführten Regelungen 
evaluiert werden. 

Auszubildende, dual Studierende, Praktikantinnen und Praktikanten  

Die Vergütung der Auszubildenden, dual Studierenden, Praktikantinnen und Praktikanten 
steigt wie folgt an: 

- rückwirkend zum 1. April 2025 um 75 Euro 
- ab dem 1. Mai 2026 um weitere 75 Euro 
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Die Auszubildenden und dual Studierenden werden bei Vorliegen der persönlichen Voraus-
setzungen und bei betrieblichem Bedarf unbefristet übernommen, wenn sie mindestens mit 
der Note „Befriedigend“ abgeschlossen haben. Diese Regelung tritt im Bereich der VKA zum 
1. Juli 2025 und im Bereich des Bundes zum 1. August 2025 in Kraft. 

Die Erstattungsregelung für Kosten bei Familienheimfahrten bei einer Entfernung von mehr 
als 300 km, nach der im Bahnverkehr Zuschläge beziehungsweise besondere Fahrpreise 
(etwa für Fahrten mit einem ICE) erstattet werden können, wird ab dem 1. Juli 2025 auf 
Auszubildende im Bereich Pflege ausgedehnt.  

Der Verpflegungszuschuss bei auswärtigen Bildungsmaßnahmen wird ab dem 1. Juli 2025 
für die Auszubildenden und dual Studierenden des Bundes an die Regelung im Bundesrei-
sekostengesetz beziehungsweise in den Kommunen bei notwendiger Unterbringung am 
auswärtigen Ausbildungsort an die jeweiligen landesrechtlichen Reisekostenregelungen an-
gepasst.  

Weitere Regelungen 

TV-V 
Für den Bereich des TV-V wurde die Tabellensystematik so verändert, dass die Entgelte 
besonders für Nachwuchskräfte und langjährig Beschäftigte deutlich attraktiver werden. Die 
veränderte Systematik bewirkt eine Aufwertung im Umfang von 5,1 Prozent zum 1. Juni 2025 
und 1,25 Prozent zum 1. Juni 2026. Des Weiteren können ab dem 1. Juni 2025 durch Be-
triebsvereinbarung oder einvernehmliche Dienstvereinbarung arbeitgeberfinanzierte Maß-
nahmen zur Arbeitsplatzattraktivität, der Gesundheitsförderung oder Nachhaltigkeit verein-
bart werden (zum Beispiel Zuschüsse für ein Fitnessstudio, Job-Ticket oder Sachbezüge). 
Die Möglichkeit der Umwandlung von Teilen der Jahressonderzahlung ab 2026, der zusätz-
liche Urlaubstag ab 2027 sowie die doppelt freiwillige Erhöhung der wöchentlichen Arbeits-
zeit auf bis zu 42 Stunden werden auf den Bereich des TV-V übertragen. Nach Abschluss 
dieser Einkommensrunde werden Verhandlungen über die Eingruppierungsmerkmale im 
TV-V beginnen. 

Rettungsdienst 
Im Bereich Rettungsdienst verringert sich die Summe aus Vollarbeits- und Bereitschaftszei-
ten von 48 auf 46 Stunden ab dem 1. Januar 2026 und auf 44 Stunden ab dem 1. Januar 
2027. Ab dem 1. Januar 2026 können durch Betriebs- oder Dienstvereinbarung 24-Stunden-
Schichten eingeführt werden. Die Vollarbeit darf neun Stunden täglich nicht überschreiten 
und die Gesundheit der Beschäftigten nicht gefährdet werden. Zur Umsetzung dieser Neu-
regelung, insbesondere zur Begrenzung der Vollarbeitszeit, werden die Tarifvertragspar-
teien nach dem Abschluss des Unterschriftsverfahrens abgestimmte Durchführungshin-
weise erarbeiten.  

Angleichung Ost an West im Bereich des Bundes 
Im Bereich des Bundes wird die bisher nur für das Tarifgebiet West geltende Kündigungs-
schutzregelung gemäß § 34 Abs. 2 TVöD für Beschäftigte über 40 mit einer Beschäftigungs-
zeit von mehr als 15 Jahren auf das Tarifgebiet Ost ausgedehnt. Die Besonderheiten bei 
befristeten Arbeitsverträgen gemäß § 30 TVöD werden ebenfalls auf das Tarifgebiet Ost 
übertragen. Beide Regelungen treten zum 1. August 2025 in Kraft. 

Hebammen und Entbindungspfleger 
Hebammen mit abgeschlossener Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit sind künf-
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tig in Entgeltgruppe P 11 eingruppiert. Das gilt auch für ausgebildete Hebammen und Ent-
bindungspfleger, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entspre-
chende Tätigkeiten ausüben. Die Neuregelung gilt ab Unterzeichnung des Änderungstarif-
vertrags zum TVöD. Die Beschäftigten, denen am 1. Januar 2025 oder danach Tätigkeiten 
übertragen sind, die eines der Tätigkeitsmerkmale der P 11 erfüllen, werden rückwirkend so 
gestellt, als ob sie frühestens seit dem 1. Januar 2025 bereits in die entsprechende Entgelt-
gruppe eingruppiert gewesen wären. 

Ausnahmen vom Geltungsbereich 
Für Beschäftigte, die spätestens mit Ablauf des 6. April 2025 (Datum der Tarifeinigung) aus 
dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden sind, gelten die Neuregelungen nur dann, wenn sie 
dies bis zum 30. September 2025 schriftlich beantragen. Wenn diese Beschäftigten aufgrund 
eigenen Verschuldens ausgeschieden sind, gelten die Neuregelungen nicht. 

Beamtenbereich 
Der dbb hat gegenüber dem Bund klargestellt, dass die Einkommensrunde für uns erst be-
endet ist, wenn die zeit- und inhaltsgleiche sowie systemgerechte Übernahme des Tarifer-
gebnisses auf den Beamtenbereich erfolgt ist. Gespräche hierüber finden bereits statt.  

Alle weiteren Informationen zur Einkommensrunde sind auf der Sonderseite des dbb zur 
Einkommensrunde 2025 unter www.dbb.de/einkommensrunde abrufbar. Dort sind nach Un-
terschrift der Änderungstarifverträge auch die endgültigen Entgelttabellen für die Bereiche 
Bund und Kommunen zu finden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Andreas Hemsing 
Zweiter Vorsitzender 
Fachvorstand Tarifpolitik 


